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Sachgebiet 230 


Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, Mick, Dr. Waffenschmidt, 

Dr. Warnke, Niegel, Sick, Nordlohne, Dr. Gruhl, Dr. Prassler, Orgaß und der Fraktion 
der CDU/CSU 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Jahn (Münster), Dr. Schneider, Dr. Waf- 
fenschmidt, Dr. Warnke, Sick, Dr. Gruhl, Orgaß und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU - Drucksachen 7/1417, 7/2044- betr. Raumordnung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. die langfristigen und großräumigen raumbedeutsamen Pla- 
nungen und Maßnahmen des Bundes zusammenfassend dar- 
zustellen, 

2. im Zusammenwirken mit den Ländern Kriterien für die Ent- 
wicklung von Gemeinden zu Entlastungsorten im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 Nr. 6 ROG aufzustellen, 

3. die raumordnungspolitischen Ziele mit der mittelfristigen 
Finanzplanung zu verknüpfen. 


Bonn, den 25. September 1974 
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Begründung 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 2 BROG hat der für die Raumordnung zu- 
ständige Bundesminister „die langfristigen und großräumigen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen des Bundes zu- 
sammenfassend darzustellen“, und zwar in der Vorausschau 
und nach Sachgebieten getrennt. Diese gesetzliche Verpflich- 
tung ist bis heute nicht verwirklicht und wird auch im Bundes- 
raumordnungsprogramm nicht beachtet. Eine solche Darstellung 
wäre zugleich - und so war sie vom Gesetzgeber auch gedacht - 
die notwendige Koordination der Bundesfachplanungen und 
-investitionen, die es ebenfalls bis heute nicht gibt. 

Die Bundesregierung hat es entgegen dem gesetzlichen Auftrag 
abgelehnt, im Bundesraumordnungsprogramm Kriterien für die 
Entwicklung von Gemeinden zu Entlastungsorten aufzustellen. 
Sie will dies einer künftigen Fortschreibung des Bundesraum- 
ordnungsprogramms überlassen. Es bedarf aber dringend einer 
gutachtlichen Untersuchung, wo die aus volkswirtschaftlichen, 
ordnungspolitischen und soziologischen Gründen zu ziehenden 
Grenzen einer notwendigen und gesunden Verdichtung liegen. 
Im neuen mittelfristigen Forschungsprogramm des Bundesmini- 
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist ein sol- 
ches detailliertes Gutachten vorzusehen. Dieses sollte sich ins- 
besondere auch auf die Folgekosten der Ballung erstrecken, 
zumal die Entwicklung der Fehlbeträge in den letzten Jahren 
bei den öffentlichen Haushalten einen Teil der Investitions- 
mittel aufgezehrt hat, die für den weiteren Ausbau des öffent- 
lichen Nahverkehrs dringend notwendig gewesen wären. 

Haushalt und mittelfristige Finanzplanung des Bundes müssen 
einen regionalisierten Nachweis über die Höhe der Bundes- 
mittel für raumwirksame Planungen und Maßnahmen führen. 
Ohne Angaben über die voraussichtliche Höhe der raumwirk- 
samen Bundesmittel und ihre regionale Aufteilung in den näch- 
sten Jahren und ohne Abstimmung der Finanzplanung mit der 
Fachplanung verliert der Aussagewert des Bundesraumord- 
nungsprogramms stark an Bedeutung. 
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